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Europäische Kommission/Dr. Helmut Büringer

Die Europäische Union hat sich verpflichtet,

nachhaltige Entwicklung zu gewährleisten

und ein hohes UmweItschutzniveau aufrecht-

zuerhalten. Beide Anforderungen sind in die

Definition und Umsetzung von Gemeinschafts-

politiken einzubeziehen. Regionale Entwick-

lung kann nur dann nachhaltig sein, wenn sie

die Umwelt schont. Darüber hinaus kann die

Umwelt selbst zu einer Quelle wirtschaftlichen

Wachstums werden, sei es durch die Entwick-

lung von Öko-Tourismus, saubere Technologien

oder natürliche Habitate, die die Anziehungs-

kraft einer Region erhöhen. Vorliegender Bei-

trag zur Thematik ist der von der Europäi-

schen Kommission herausgegeben Broschüre

„Strukturpolitik und der europäische Raum –

Wettbewerbsfähigkeit, nachhaltige Entwick-

lung und Zusammenarbeit in Europa. Von Lissa-

bon nach Göteborg“, entnommen. Das Statis-

tische Landesamt Baden-Württemberg dankt

für die Abdruckgenehmigung. Dr. Büringer,

Leiter des Referats „Umweltbeobachtung,

Ökologie, Umweltökonomische Gesamtrech-

nungen“ im Statistischen Landesamt Baden-

Württemberg, stellt außerdem  vor,  wie das

Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung in

Baden-Württemberg umgesetzt werden soll.

Klimawandel, Volksgesundheit, natürliche
Ressourcen, Armut und soziale Ausgrenzung,
eine alternde Bevölkerung, das zunehmende
Verkehrsaufkommen und Verschmutzung stehen
durchweg im Mittelpunkt der von der Kommis-
sion entwickelten Strategie für nachhaltige
Entwicklung, die auf dem Rat von Göteborg im
Juli 2001 angenommen wurde. Die Zielsetzun-
gen und Zieldaten für die Inangriffnahme einiger
dieser Fragen wurden im 6. Aktionsprogramm
für die Umwelt festgelegt; eine der wesentli-
chen Prioritäten dieses Programms ist die Ra-
tifizierung und Umsetzung des Kyoto-Proto-
kolls, nach dem die Treibhausgas-Emissionen
bis zum Jahr 2008-2012 um 8 % gegenüber den
Niveaus von 1990 zu reduzieren sind. Weitere
Ziele, etwa bis zum Jahr 2010 insgesamt 22 %
der Elektrizität aus erneuerbaren Quellen zu
erzeugen oder das BIP-Wachstum vom Ver-
kehrs- und Ressourcengebrauch abzukoppeln,
wurden in späteren Berichten aufgestellt.

Der Gesamtanteil der Strukturmittel, die direkt
oder indirekt mit der Umwelt zusammenhän-
gen, stieg für die Periode 2000-2006 um 11,4 %
bzw. 22,6 Mrd. Euro. In Mittel- und Osteuropa
geht die Hälfte der unter dem ISPA (struktur-
politisches Instrument zur Vorbereitung auf den
Beitritt) verfügbaren Gelder an UmweItprojekte,
die den Beitrittsländern helfen, sich an die
Umweltnormen der Europäischen Union an-
zupassen, vor allem durch den Bau oder die
Modernisierung von Anlagen zur Abwasser-
aufbereitung.

Im Rahmen der Strukturfonds1 entwickelte
Programme und Projekte müssen die Umwelt-
gesetze und die umweltpolitischen Maßnahmen
der Europäischen Union beachten und stärken.
Beispielsweise sind bei der Programmplanung
einschlägige Richtlinien, etwa „Natura 2000“
für die Erhaltung natürlicher Habitate, zu be-
rücksichtigen, und bevor Mitgliedstaaten und
Regionen Fördermittel erhalten, müssen zu-
nächst die Umweltfolgen der Intervention be-
wertet werden. Im Übrigen stellen die Struktur-
fonds Direktfinanzierungen für Projekte bereit,
die auf eine Verbesserung der Umweltqualität
abzielen, entweder durch Entwicklung und den
Gebrauch erneuerbarer Energien, umweIt-
freundliche Technologien oder die Verbesse-
rung von Systemen für Müllwirtschaft, Trink-
wasser und Abwasseraufbereitung.

Die Sanierung ehemaliger Industrie- oder
Militärgelände führt zu einer reduzierten Boden-
nutzung, was für dicht bevölkerte Gebiete in
den zentral gelegenen Regionen der Union
besonders wichtig ist. Aufgrund ihrer Zugäng-
lichkeit spielen diese Gelände häufig eine ent-
scheidende Rolle bei der Neustrukturierung
von Regionen und können zum Mittelpunkt
neuer unternehmerischer Aktivitäten werden.
Derartige Projekte sind ein wesentlicher Be-
standteil der Entwicklungsstrategien für Ziel-
2-Gebiete mit Strukturproblemen.

Europas steigende Abhängigkeit von Energie-
importen und das ständige Wachstum des
Straßen- und Luftverkehrs wird Europas Wett-
bewerbsfähigkeit beeinträchtigen. Daher haben
Anwendungen und Netze im Bereich erneuer-

EU: Nachhaltige regionale Entwicklung

1 Zu den Strukturfonds vgl.
Regionale Wettbewerbs-
fähigkeit und die Struk-
turfonds, in: Statistisches
Monatsheft Baden-Würt-
temberg, Heft 4/2004,
S. 50 ff.; entnommen aus:
Europäische Union: Struk-
turpolitik und der euro-
päische Raum – Wettbe-
werbsfähigkeit, nach-
haltige Entwicklung und
Zusammenhalt in Europa
von Lissabon nach Göte-
borg; Hrsg. Europäische
Kommission, 2003.
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Bevölkerungsdichte in den NUTS-3-Gebieten der EUS



54

Verschiedenes Statistisches Monatsheft Baden-Württemberg 5/2004

2 Umweltökonomische
Gesamtrechnungen in
Baden-Württemberg,
Statistische Daten 6/2003,
Statistisches Landesamt
Baden-Württemberg.

barer Energie, umweltfreundlichere Verkehrs-
arten und Technologien im Hinblick auf die
Modernisierung der Produktion und die Ver-
ringerung von Emissionen höchste Priorität.
Die Unterstützung der Strukturfonds für die
Sanierung von nicht mehr genutztem Gelände
und für Umweltinfrastrukturen im Zeitraum
2000-2006 beläuft sich auf 39,9 Mrd. Euro
(18,2 % der Gesamtdotierung).

Der Kohäsionsfonds für Griechenland, Portugal,
Spanien und Irland und das ISPA für die Bei-
trittsländer in Mittel- und Osteuropa sind wich-
tige Finanzierungsquellen für umweltbezogene
Infrastrukturen, etwa für die Trinkwasserver-
sorgung, die Abwasseraufbereitung und die
Festmüllentsorgung. Beide Instrumente stellen
Mittel für investitionsintensive Vorhaben bereit
und helfen diesen Ländern, die Umweltnormen
und Rechtsvorschriften der Union zu erfüllen.
Bis zum Jahr 2006 stehen rund 18 Mrd. Euro
vom Kohäsionsfonds und weitere 7,3 Mrd. Euro
vom ISPA zur Verfügung. Nach dem Beitritt im
Jahr 2004 wird das ISPA durch den Kohäsions-
fonds in den neuen Mitgliedstaaten ersetzt.

Und Baden-Württemberg?

Mit dem Umweltplan Baden-Württemberg
werden entsprechend dem Leitbild einer nach-
haltigen Entwicklung erstmals auch quantifi-
zierte Ziele für eine dauerhafte umweltgerech-
te Entwicklung des Landes formuliert und
mögliche Maßnahmen zur Umsetzung dieser
Ziele konkretisiert. Zentrale Bedeutung misst
das Land dem Klimaschutz, der umfassenden
allgemeinen Ressourcenschonung, einer eben-
so umweltschonenden wie effizienten Abfall-
wirtschaft sowie der Reduzierung des Flächen-
verbrauchs bei. Unterstützt werden die Be-
strebungen des Umweltplans durch den zwi-
schenzeitlich eingerichteten Beirat für nach-
haltige Entwicklung in Baden-Württemberg
und die regelmäßige Umweltberichterstattung,
die im zurückliegenden Jahr insbesondere im
Hinblick auf die Umsetzung der im Umwelt-
plan formulierten Ziele ausgebaut wurde. Durch
die Zusammenstellung entsprechender Indika-
toren und den Aufbau Umweltökonomischer
Gesamtrechnungen für Baden-Württemberg
beim Statistischen Landesamt2 werden Fort-
schritte wie auch zusätzlicher Handlungsbe-
darf – jeweils gemessen an den Zielvorgaben –
sichtbar gemacht. Dies gilt beispielsweise für
die eng miteinander verbundenen Bereiche der
Energieversorgung und des Klimaschutzes.
Ein wesentlicher Indikator für den Verbrauch
natürlicher Ressourcen und Hauptursache für
die Treibhausgasemissionen ist der Primär-
energieverbrauch. Ziel des Landes ist es, den

Anteil erneuerbarer Energien am Primärener-
gieverbrauch bis 2010 auf 4,2 % zu erhöhen.
Derzeit, Stand 2001, beträgt der Anteil 3,1 %.
Die energiebedingten CO2-Emissionen im Land
beliefen sich zuletzt im Jahr 2002 auf knapp
78 Mill. Tonnen. Bis 2005 sollen sie nach Vorga-
ben des Umweltplans auf unter 70 Mill. Ton-
nen reduziert werden. Insbesondere beim CO2

sind demnach deutlich verstärkte Anstrengun-
gen zur Reduzierung erforderlich. Allerdings
liegen die Pro-Kopf-Emissionen in Baden-
Württemberg mit 7,4 Tonnen CO2  je Einwohner
bereits spürbar niedriger als im Bundesdurch-
schnitt (10,1 Tonnen pro Einwohner).

Gemäß dem Motto „Global denken und lokal
handeln“ werden in Baden-Württemberg auf
der Ebene der Kommunen sowie der Unter-
nehmen Aktivitäten zur Umsetzung des Leit-
bildes der Nachhaltigkeit unterstützt und ge-
fördert. Wesentliche Instrumente und Projekte
auf diesem Feld sind zusammengefasst unter
der Lokalen Agenda 21. In Baden-Württemberg
haben bis Herbst 2003 immerhin 371 Gemein-
den (32 %) und 13 Landkreise (37 %) entspre-
chende Beschlüsse zur Lokalen Agenda 21 ge-
fasst. Ein Agenda-Büro bei der Landesanstalt
für Umweltschutz berät die Kommunen bei ih-
ren Aktivitäten. Dort entwickelt wurde auch ein
Leitfaden zu Indikatoren zur nachhaltigen
Entwicklung auf kommunaler Ebene, deren Um-
setzung durch die Entwicklung eines entspre-
chenden Internet-Datenangebotes in Zusam-
menarbeit mit dem Statistischen Landesamt
unterstützt wird. Das Land hat von 1999 bis
2002 immerhin 215 kommunale Projekte der
Lokalen Agenda 21 mit rund 2 Mill. Euro ge-
fördert.

Ein weiteres wichtiges Instrument auf dem
Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung ist der
Aufbau betrieblicher Umwelt-Management-
Systeme (UMS) gemäß der EG-Öko-Audit-Ver-
ordnung EMAS (Eco Management and Audit
Scheme). Unternehmen, die sich dazu ver-
pflichten, ihre Umweltschutzleistung kontinuier-
lich zu verbessern, können sich nach entspre-
chenden Vorgaben prüfen und zertifizieren
lassen und dies mit der Verwendung des
EMAS-Logos nach außen dokumentieren.

Im Herbst 2003 waren in Baden-Württemberg
366 Unternehmen und andere Organisationen
nach EMAS registriert. Werden die nach ISO
14001, einer ähnlichen weltweit gültigen
Norm, zertifizierten UMS mit einbezogen, hat-
ten nach Angaben des Umweltbundesamtes
Ende 2003 insgesamt 732  baden-württember-
gische Unternehmen und Organisationen ein
nach EMAS, ISO 14001 oder nach beiden Nor-
men zertifiziertes UMS.
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Die regionalen Umweltschutzanstrengungen
zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung
sind auch mit spürbaren finanziellen Aufwen-
dungen verbunden. Das Volumen der Ausgaben
für Umweltschutzmaßnahmen der öffentlichen
Hand und der Betriebe des Produzierenden
Gewerbes in Baden-Württemberg belief sich
zuletzt im Jahr 2001 auf über 4,53 Mrd. Euro.
Das waren rund 1,5 % des Bruttoinlandspro-
duktes oder 427 Euro pro Einwohner. Die nach-

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Helmut Büringer, Telefon 0711/641-2418
E-Mail: Helmut.Bueringer@stala.bwl.de

gewiesenen Ausgaben umfassen Investitionen
in nachgeschaltete Umweltschutzeinrichtungen
und die laufenden Ausgaben für den Betrieb
eigener Umweltschutzanlagen sowie für exter-
ne Umweltschutzdienstleistungen.

kurz notiert …

Rund 5 % aller ausländischen Einwohner
im Südwesten besitzen den Pass eines
EU-Beitrittslandes

Am 31. Dezember 2003 lebten in Baden-Würt-
temberg fast 1,25 Millionen Menschen mit
ausländischer Staatsangehörigkeit. Nach aktu-
ellen Auswertungen des Ausländerzentral-
registers waren dies rund 7 500 weniger als
ein Jahr zuvor (- 0,6 %). Nicht in den Daten
des Ausländerzen-tralregisters enthalten sind
Personen, die neben ihrer ausländischen auch
eine deutsche Staatsangehörigkeit besitzen.

Die in Baden-Württemberg lebenden Menschen
mit ausländischer Staatsangehörigkeit stam-
men aus allen Erdteilen und aus rund 200 Staa-
ten. Wie in den Jahren zuvor konzentriert sich
die Zahl der Ausländer aber ganz wesentlich
auf fünf Herkunftsländer. Alleine mehr als 60 %
aller in Baden-Württemberg lebenden Auslän-
der stammen aus der Türkei, Italien, Serbien/
Montenegro, Griechenland und Kroatien. Die
türkischen Staatsangehörigen stellen mit gut
25 % aller im Land lebenden Menschen mit
ausländischem Pass die größte Gruppe, ge-
folgt von den Personen aus Italien (15 %), Ser-
bien/Montenegro (9 %), Griechenland (knapp
7 %) und Kroatien (6 %). Hinsichtlich der Be-
deutung einzelner Herkunfts-länder folgt gleich
hinter Kroatien und Bosnien-Herzegowina

(Anteil: 2,6 %) an siebter Stelle Polen, eines
der zehn Länder, die am 1. Mai 2004 der Euro-
päischen Union beigetreten sind. Neben Polen
gehören seit 1. Mai 2004 Estland, Lettland, Li-
tauen, Slowenien, die Slowakei, die Tschechi-
sche Republik, Ungarn, Zypern und Malta zur
EU. Mehr als die Hälfte (51 %) aller aus den
EU-Beitrittsländern stammenden ausländi-
schen Einwohner in Baden-Württemberg be-
sitzen die polnische Staatsangehörigkeit. An
zweiter und dritter Stelle folgen mit deutli-
chem Abstand die ausländischen Einwohner
aus Ungarn (15 %) und Slowenien (13 %). Ins-
gesamt leben in Baden-Württemberg derzeit
knapp 60 000 Personen aus den EU-Beitritts-
ländern; das sind 4,7 % aller ausländischen
Einwohner. Bundesweit liegt der entsprechen-
de Anteil mit 6,6 % höher. Durch den EU-Bei-
tritt der zehn Länder erhöhte sich der Anteil
der in Baden-Württemberg lebenden EU-Bür-
ger von 31,5 auf 36,2 %.

Es bleibt abzuwarten, wie sich die Zahl der
ausländischen Einwohner aus den zehn EU-
Beitrittsländern in den nächsten Jahren ent-
wickeln wird. Während die gesamte ausländi-
sche Bevölkerung in den letzten fünf Jahren
in etwa konstant blieb, nahm die Zahl der
ausländischen Einwohner in Baden-Württem-
berg, die aus den Beitrittsländern stammen,
spürbar zu.


